
 
 Verw.Bez. Waidhofen an der Thaya 

3822 Karlstein an der Thaya, Hauptstraße 12 
Tel. 02844/279, Fax 02844/279-20, 

E-Mail: gemeinde@karlstein-thaya.at 
www.karlstein-thaya.at 

 

 Laufende Nr.: 2/2025 
 

Verhandlungsschrift 
über die Sitzung des 

Gemeinderates 
 
am 31. März 2025 in Karlstein an der Thaya 
Beginn 19:30 Uhr Die Einladung erfolgte am 21.03.2025 
Ende 20:50 Uhr durch E-Mail-Einladung 
 
Anwesend waren: 
Bürgermeister Siegfried Walch 
Vizebürgermeister Patrick Datler 
die Mitglieder des Gemeinderates 

1.gf GR Norbert Bauer  
2.gf GR Michael Hofstätter 
3.gf GR Maximilian Gstraunthaler 
4.gf GR Friedrich Rammer-Jirec 
5.GR Robert Perzi 
6. GR Marcel Erhart 
7.GR Bernhard Riegler 

8.GR Herbert Hiess 
9.GR Stefan Koll 

10.GR Ernst Demmer 
11.GR Holger Reinagel 
12.GR Manfred Bauer 
13.GR Franz Wiedena 
14.GR Markus Böhm 

 
Anwesend waren außerdem: 
1. Ing. Markus Teubel (Schriftführer) 
2. Michael Hoheneder 

3. OV Bernhard Resl 

 
Entschuldigt abwesend waren: 
1. GR Nicole Kothbauer-Pany 
2. GR Harald Böhm 
 
Nicht entschuldigt abwesend waren: 
1. --- 
 
 

Vorsitzender: Bürgermeister Siegfried Walch  
 

Die Sitzung war öffentlich 
Die Sitzung war beschlussfähig 
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Tagesordnung 
 
1. Genehmigung des Protokolls der letzten Gemeinderatssitzung 
2. Bericht des Bürgermeisters 
3. Bericht des Prüfungsausschusses 
4. Rechnungsabschluss 2024 
5. 1. Nachtragsvoranschlag 2025 
6. Vergabe Ziviltechnikerleistungen – Sanierung ABA und WVA Karlstein 
7. Vergabe Bauleistungen Siedlungsstraße Goschenreith West 
8. Dienstbarkeitsvertrag Netz NÖ Trafo Raiffeisenstraße 
9. Betritt EEG mit Zählpunkte HB Griesbach, HB Karlstein 
10. Teilnahme am LEADER-Projekt „WiR“ 
11. Verordnungen Nebengebühren 
12. Ehrungen ausgeschiedener Gemeindemandatare 
 
 
Der Bürgermeister begrüßt die Damen und Herren des Gemeinderates und stellt 
die Beschlussfähigkeit fest. 
 
 

1. Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung 

Der Vorsitzende stellt fest, dass gegen die Sitzungsprotokolle der Sitzung vom 
09. Dezember 2024 keine Einwände erhoben wurden. Das Sitzungsprotokoll gilt 
daher als genehmigt. 
 
 

2. Bericht des Bürgermeisters 

Der Bürgermeister berichtet über Arbeiten des Bauhofes und aktuelle 
Angelegenheiten des Gemeindegeschehens wie z.B.: die Aufräumarbeiten nach 
dem Hochwasserereignis im September 2024 entlang des Hochwasserschutzes 
und deren Finanzierung, die abgeschlossenen Kanalneuerrichtungen im 
Gemeindegebiet sowie die anstehende Sanierung des Mischwasserkanals in 
Karlstein, die Einladung zur Angelobung der Rekruten des Österreichischen 
Bundesheeres in Karlstein am 26.04.2025 sowie über den 1. Waldviertler Radtag. 
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3. Bericht des Prüfungsausschusses 

GR Manfred Bauer verliest den Bericht des Prüfungsausschusses über die Prüfung 
vom 25. März 2025. 
 
Der Bericht wird vom Bürgermeister zur Kenntnis genommen. 
 
 

4. Rechnungsabschluss 2024 

Der Rechnungsabschluss 2024 wurde nach den Vorgaben der VRV 2015 erstellt. 
 
Der Rechnungsabschluss gliedert sich in drei Teile die Ergebnisrechnung die 
Finanzierungsrechnung und die Vermögensrechnung. 
 
In der Ergebnisrechnung wurden Erträge von € 4.150.271,31 und Aufwendungen von 
4.372.770,43, daraus ergibt sich ein Nettoergebnis von € -222.499,12, welches durch 
eine Entnahme aus der Haushaltsrücklage abgedeckt wurde. 
 
Die Finanzierungsrechnung weist in der Operativen Gebarung Einzahlungen in der 
Höhe von € 4.022.864,03 und Auszahlungen von € 3.318.627,64, in der Investiven 
Gebarung Einzahlungen von € 490.084,75 und Auszahlungen von € 1.226.056,43 
sowie in der Finanzierungstätigkeit Einzahlungen von € 745.000,00 und 
Auszahlungen von € 618.095,49. Die liquiden Mittel ergeben eine Abnahme in der 
Höhe von € 96.502,20. 
 
Das kumulierte Haushaltspotential 2024 nach Zuweisung an investive Vorhaben 
beträgt € -180.549,76. 
 
Der Stand der Haushaltsrücklage per 31.12.2024 beträgt € 4.532.792,84. 
Der Stand der liquiden Mittel beträgt € -287.346,89. 
Der Schuldenstand per 31.12.2024 beträgt € 11.179.652,44. 
Der Stand der Aktiva per 31.12.2024 beträgt € 25.369.361,04. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den Rechnungsabschluss 2024 genehmigen 
 
Beschluss:  für den Antrag:   13 Stimmen (ÖVP-Fraktion, SPÖ-Fraktion) 
  gegen den Antrag:  3 Stimmen (FPÖ-Fraktion) 
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5. 1. Nachtragsvoranschlag 2025 

Für das Haushaltsjahr 2025 wurde ein Nachtragsvoranschlag erstellt. Im 
Nachtragsvoranschlag wurden die Ergebnisse des Jahres 2024 eingearbeitet. Die 
Änderungen ergeben sich aus der Übernahme des Haushaltspotentials die sich 
aus den Zinssenkungen ergebenden niedrigeren Darlehensraten sowie im 
Investitionshaushalt die aufgrund der aktuellen Bauzeitpläne angepassten 
Vorhabensummen. Weiters wurden im Investitionshaushalt Projekte für die 
Sanierung von ABA und WVA in Karlstein und die Erweiterung des 
Rückhaltebeckens in Hohenwarth dargestellt. 
Der Entwurf des Nachtragsvoranschlages liegt in der Zeit vom 11. bis zum 25. März 
2025 am Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. 
Folgende Gesamtsummen ergeben sich aus dem Nachtragsvoranschlag: 
Im Ergebnisvoranschlag Sind Erträge von € 4.378.500 und Aufwendungen von 
€ 4.468.700 veranschlagt. 
Im Finanzierungsvoranschlag sind in der Operativen Gebarung Einzahlungen von 
€ 4.256.100 und Auszahlungen von € 3.433.600, in der Investiven Gebarung 
Einzahlungen von € 1.310.200 und Auszahlungen von € 1.938.900 sowie in der 
Finanzierungstätigkeit Einzahlungen von € 552.000 und Auszahlungen von 
€ 595.700 veranschlagt. 
Für die Finanzierung der Vorhaben Sanierung ABA und WVA Karlstein werden 
zusätzliche Darlehen in der Höhe von € 552.000 veranschlagt. Die Bedienung 
dieser Darlehen erfolgt aus die Gebührenhaushalte für Abwasserentsorgung und 
Trinkwasserversorgung. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den 1. Nachtragsvoranschlag 2025 beschließen. 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
 
 

6. Vergabe Ziviltechnikerleistungen – Sanierung ABA und WVA Karlstein 

Für die Projekte Sanierung ABA und WVA Karlstein (Bauabschnitt Hauptstraße, 
Schulberg, Gartenweg, Bergstraße und Neustiftgasse) Ziviltechnikerleistung für 
das wasserrechtliche Einreichprojekt, Planung, Ausschreibung, Angebotsprüfung, 
öffentliche Bauaufsicht, Baustellenkoordination und Erstellung der Unterlagen für 
die Wasserrechtliche Überprüfung, zu vergeben. 
 
Für die obengenannten Ziviltechnikerleistungen liegen und folgende 
Honorarangebote nach Abzug von Nachlässen und exkl. MwSt. vor: 
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Fa. Steinbacher + Steinbacher ZT GmbH. ABA € 90.700,00 
 WVA € 43.300,00 
 Summe: € 134.000,00 
 
Ingenieurgemeinschaft Umweltprojekte ZT-GmbH ABA € 101.851,20 
 WVA € 51.216,00 
 Summe: € 153.067,20 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Ziviltechnikerleistungen für die Sanierung ABA und 
WVA Karlstein für den Bauabschnitt Hauptstraße, Schulberg, Gartenweg, 
Bergstraße und Neustiftgasse an die Fa. Steinbacher + Steinbacher ZT-GmbH 
gem. dem vorliegenden Angebot über eine Auftragssumme von € 134.000,00 exkl. 
MwSt. vergeben. 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
 
 

7. Vergabe Bauleistungen – Siedlungsstraße Goschenreith West 

Für die Herstellung der Straßenbauarbeiten der neuen Siedlungsstraße 
Goschenreith West wurde ein Angebot der Fa. Leyrer & Graf Baugesellschaft m.b.H. 
Gmünd eingeholt. 
 
Das Angebot umfasst Erd- und Unterbauarbeiten, Bitumöse Trag- und 
Deckschichten, Bankette und Nebenflächen, Entwässerungsarbeiten sowie Neben- 
und Regiearbeiten. 
 
Das Angebot lautet auf € 46.654,98,- inkl. MwSt. 
 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Straßenbauarbeiten für die Siedlungsstraße 
Goschenreith West gem. dem vorliegenden Angebot vom 20.03.2025 mit einer 
Angebotssumme von € 46.654,98,- inkl. MwSt. an die Fa. Leyrer & Graf 
Baugesellschaft m.b.H. Gmünd vergeben. 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
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8. Dienstbarkeitsvertrag Netz NÖ – Trafostation Raiffeisenstraße 

Die Fa. Netz NÖ GmbH. plant die bestehende Trafostation vor der Liegenschaft 
Raiffeisenstraße 12 abzubrechen und durch eine neu zu ersetzen. Zu diesem Zweck 
benötigt die Fa. Netz NÖ GmbH. die Genehmigung des Gemeinderates für 
folgenden Dienstbarkeitsvertrages: 
 
Die Marktgemeinde Karlstein an der Thaya räumt der Netz NÖ GmbH. und deren 
Rechtsnachfolgern im Eigentum der vertragsgegenständlichen Anlage, samt den 
zugehörigen Erdungsanlagen, das dingliche Recht der Dienstbarkeit auf 
Bestandsdauer der Anlagen ein auf den in der Katastralgemeinde Karlstein (Nr 
21014) gelegen Grundstücken GST 386/10 und 386/7, EZ 458, Grundbuch Karlstein, 
folgend bezeichnete Anlagen zu errichten und im Luftraum und/oder unter der 
Erde zu führen, die fertiggestellten Anlagen zu betreiben, zu überprüfen, zu 
erneuern und umzubauen: 
 
Trafostation samt zugehöriger Mess-, Steuer-, Fernmelde- und 
Datenübertragungseinrichtungen mit einer Dienstbarkeitsfläche von 1,5m rund um 
den Stationskörper und zu- und wegführender Anschlussleitungen. 
 
Der vollständige Dienstbarkeitsvertrag liegt dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung vor. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge dem vorliegenden Dienstbarkeitsvertrag V2025/0128 mit 
der Fa. Netz NÖ GmbH. zur Errichtung und den Betrieb einer Trafostation vor der 
Liegenschaft Raiffeisenstraße 12 (betroffene Grundstücke 386/10 und 386/7, KG 
Karlstein) zustimmen. 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
 
 

9. Beitritt zur EEG Zukunftsraum Thayaland mit weiteren Zählpunkten 

In der Sitzung am 25. März 2022 wurde seitens des Gemeinderates beschlossen 
der der Energiegemeinschaft Zukunftsraum Thayaland beizutreten. 
Zurzeit sind wir als Produzent mit der PV-Anlage am Gemeindeamt und als 
Verbraucher mit WVA-Thayabrunnen vertreten. 
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Für eine bessere Ausnutzung der Vorteile der Energiegemeinschaft sollen nun 
auch die Verbraucherzählpunkte für den Hochbehälter Karlstein und den 
Hochbehälter Griesbach in die Energiegemeinschaft aufgenommen werden. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge den Beitritt zur Energiegemeinschaft Zukunftsraum 
Thayaland mit den Verbraucherzählpunkten für den Hochbehälter Karlstein und 
den Hochbehälter Griesbach beschließen. 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
 
 

10. Teilnahme am LEADER-Projekt „WiR“ 

Der Zukunftsraum Thayaland plant die Umsetzung des Marketingkonzepten „WiR“ 
Willkommen im der Region Thayaland im Rahmen einer LEADER-Förderung. 
Das Marketingkonzept soll eine Plattform bieten für alle an der Region 
interessierten Personen, wichtige Informationen der Gemeinden, Vereine 
Direktvermarktern usw. barrierefrei zugänglich zu machen. Das Ziel des Projektes 
ist den Tourismus anzukurbeln sowie den Zu- und Rückzug in die Region zu 
verstärken. 
Das Projekt wird folgende Aktionen setzten: 

 Social-Media Campagne (YouTube, Facebook, TikTok, Instagram, Google,…) 
 Medienkampagne Printmedien (6 Schaltungen), 3 Willkommensfeste, 

Willkommensmappe 
 Zeitgemäßer Messestand für 4 Messeauftritte 
 Adaptierung und Druck der Radkarte 
 1 ganzseitige Einschaltung in der Zeitung „Heute“ 
 Erstellung einer Regions-Plattform als Website 

Das Projekt ist auf 2 Jahre konzipiert. Die Projektkosten belaufen sich auf gesamt  
€ 255.310,00. Der Eigenanteil nach Abzug der Förderungen liegt bei 20%. 

Die Kosten für die Gemeinde liegen bei € 1,00 pro Einwohner und Jahr. 
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Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge die Teilnahme am LEADER-Projekt „WiR“ sowie den 
Gemeindebeitrag von € 1,00 pro Einwohner und Jahr für die Jahre 2025 und 2026 
beschließen.  
 
Beschluss:  für den Antrag:   13 Stimmen (ÖVP-Fraktion, SPÖ-Fraktion) 
  gegen den Antrag:  3 Stimmen (FPÖ-Fraktion) 
 
 

11. Verordnung Nebengebühren 

In der Sitzung des Gemeinderates vom 09.12.2024 wurden die 
Nebengebührenordnungen für Vertragsbedienstete nach dem NÖ Gemeinde-
vertragsbedienstetengesetz (GVBG) in Verbindung mit der NÖ Gemeinde-
beamtendienstordnung (GBDO) sowie der NÖ Gemeindebeamtengehaltsordnung 
(GBGO) sowie für Vertragsbedienstete nach dem NÖ Gemeinde-
Bedienstetengesetz (GBedG 2025) beschlossen. 
Diese wurden zur Verordnungsprüfung an das Amt der NÖ Landesregierung 
übermittelt. Mit Schreiben vom 26.02.2025 der Abteilung Gemeinden des Amtes 
der NÖ Landesregierung wurden wir darauf hingewiesen, dass einige Punkte der 
beiden Nebengebührenordnungen einer Anpassung bedürfen. 
 
Antrag an den Gemeinderat: 
Der Gemeinderat möge folgende Nebengebührenordnung für die Bediensteten 
nach dem GVBG und der GBDO der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya 
beschließen: 
 

I Anwendungsbereich und Anspruchsberechtigung 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Vorschrift findet Anwendung auf 
a) Die in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis nach der NÖ Gemeindebeamtendienstordnung 1976 

(GBDO), in der derzeit geltenden Fassung, zur Marktgemeinde Karlstein an der Thaya und ihrer Betriebe 
und Unternehmungen stehenden Gemeindebeamten und 

b) auf die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis nach dem NÖ Gemeindevertragsbedienstetengesetz 
(GVBG) in der derzeit geltenden Fassung, zur Marktgemeinde Karlstein an der Thaya und ihrer Betriebe und 
Unternehmungen stehenden Vertragsbedienstete. 

 
 

§ 2 
Anspruchsberechtigung 

 
(1) Den Gemeindebediensteten gebühren außer den ihnen aufgrund der bestehenden Bestimmungen der 
GBDO sowie des GVBG zustehenden Bezügen, die in dieser Nebengebührenordnung festgesetzten 
Nebengebühren. 
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(2) Teilzeitbeschäftigte erhalten, sofern gesetzliche Bestimmungen keine andere Regelung vorsehen, die 
Nebengebühren nur im Verhältnis ihrer Beschäftigung zur Vollbeschäftigung. 
 
(3) In den Fällen der Abwesenheit vom Dienst wegen Krankheit oder Unfall gebühren die Zulagen 
grundsätzlich so lange, als die Fortzahlung des vollen Dienst- oder Monatsbezuges zusteht. 
 
 

II Reisegebühren 
 

§ 3 
Gebühren bei auswertiger Dienstverrichtung 

 
(1) Für die Gemeindebediensteten finden bei Dienstreisen die Bestimmungen des 8. Abschnitts des NÖ 
Landes-Bedienstetengesetz in der jeweils geltenden Fassung Anwendung, sofern im nachfolgenden nichts 
anderes bestimmt wird: 
a) Unter Dienstort ist das gesamte Gemeindegebiet der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya zu verstehen. 
b) Die Dauer der Dienstreise errechnet sich aus der Dauer der auswärtigen Dienstverrichtung einschließlich 

der Zeit der Reisebewegung. 
c) Die Tagesgebühr erhält der Bedienstete dann, wenn die Dauer der Dienstreise sieben Stunden 

überschreitet. Beträgt die Dauer der Dienstreise weniger als sieben Stunden verringert sich die 
Tagesgebühr um 50% 

d) Im Falle einer notwendigen Nächtigung des Gemeindebediensteten außerhalb des Dienstortes erhält dieser 
eine Nächtigungsgebühr, welche sich ebenfalls nach den Bestimmungen des NÖ Landes-
Bedienstetengesetz richtet. 

 
(2) In Abänderung der Bestimmungen des Abs. (1) erhalten Gemeindebedienstete, welche an 
Schulungskursen teilnehmen statt einer Tages- und Nächtigungsgebühr 
a) kostenlose Verpflegung und Unterkunft einschließlich einer allfälligen Kursgebühr 
b) den Ersatz der An- und Rückreisekosten; bei Kursen, die länger als eine Woche dauern, werden die 

Reisekosten wöchentlich gewährt. 
 
 

§ 4 
Kilometergeld und sonstige Reisekostenersätze 

 
Als Reisekosten werden vergütet: 
a) der Fahrpreis für Eisenbahnkarten der II. Klasse oder die Fahrtkosten der sonst benützten öffentlichen 

Verkehrsmittel 
 

b) Die Vergütung der Aufwendungen für die Benützung eines bediensteteneigenen Fahrzeuges erfolgt dann, 
wenn die Benützung eines öffentlichen Verkehrsmittels nicht möglich oder nicht zumutbar ist und der 
Bürgermeister vor Antritt der Dienstreise die Genehmigung zur Benützung des bediensteteneigenen 
Fahrzeuges gegeben hat. Als Vergütung wird dafür das amtliche Kilometergeld des Bundes bezahlt. 

c) Das Kilometergeld wird nicht ausbezahlt, wenn die Dienstreise mit einem gemeindeeigenen Fahrzeug 
erfolgt. 

d) Die Abgeltung von Park-, Garagierungs- und Taxikosten erfolgt gegen Vorlage von Rechnungen in der 
aufgewendeten Höhe. 

 
 

III Arbeitszeit und Mehrdienstleistungen 
 

§ 5 
 
(1) Die wöchentliche Arbeitszeit der Gemeindebediensteten beträgt 40 Stunden. Über die Anwesenheit am 
Dienstort sind Aufzeichnungen zu führen und diese sind dem Bürgermeister monatlich vorzulegen. Abweichungen 
von der wöchentlichen Arbeitszeit sind im Einzelfall möglich und im Vorhinein mit dem Bürgermeister zu 
vereinbaren. 
(2) Die Entschädigung für Mehrdienstleistungen richtet sich nach den Bestimmungen des § 46 der NÖ 
Gemeindebeamtendienstordnung 1976 in der jeweils geltenden Fassung. 
 
 

IV Zulagen 
 

§ 6 
Personalzulagen 
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Der leitende Gemeindebedienstete erhält auf die Dauer der Innehabung dieses Postens eine Personalzulage von 
17,5% seines jeweiligen Gehalts bzw. Monatsentgelts (einschließlich einer etwaigen Teuerungszulage). 
 
 

§ 7 
Sonderzulagen 

 
Der Klärwärter erhält für die Dauer der Innehabung seines Amtes eine monatliche Sonderzulage von 14% des 
Bezugs eines Gemeindebeamten Verwendungsgruppe VI Gehaltsstufe 9. Der Stellvertreter des Klärwärters erhält 
diese Zulage im Ausmaß 1/30 pro Tag für die Zeit der tatsächlichen Vertretung. In dieser Zulage ist die 
Rufbereitschaft in den Nachtstunden und an Wochenenden abgegolten. 
 
 

§ 8 
Weihnachtszuwendung 

 
Anlässlich des Weihnachtsfestes ist dem Gemeindebediensteten eine außerordentliche Zuwendung auszuzahlen, 
welche aus einem Grundbetrag im Ausmaß von 8% und einem Kinderzuschlag für jedes Kind, für das noch 
Familienbeihilfe bezogen wird, im Ausmaß von 3% des Bezuges eines Gemeindebeamten Verwendungsgruppe 
VI Gehaltstufe 9 besteht. Für die im Dienstjahr eingetretenen Dienstnehmer ist diese Zuwendung aliquot 
auszuzahlen 
 
 

V Sonderurlaub und dienstfreie Tage 
 

§ 9 
Sonderurlaub 

 
(1) Den Gemeindebediensteten können über Ansuchen gem. § 93 Abs. 1 GBDO folgende bezahlte 
Sonderurlaube bis zu einem Höchstmaß von 
a) Bei Verehelichung des Gemeindebediensteten 3 Tage 

b) Bei der Niederkunft der Gattin bzw. Lebensgefährtin im eigenen Haushalt 3 Tage 

c) Beim Tode des Gatten, der Gattin, Kindern, Eltern und Schwiegereltern 3 Tage 

d) Beim Tode der eigenen Großeltern oder Geschwistern 1 Tag 

e) beim Wohnungswechsel mit eigenem Hausstand 2 Tage 

f) bei Eheschließung der Kinder, Geschwister und Eltern 1 Tag 

g) bei Silberner Hochzeit des Gemeindebediensteten 1 Tag 

h) bei 25-jährigem Dienstjubiläum des Gemeindebediensteten im Jubiläumsjahr 1 Tag 

i) bei 35-jährigem Dienstjubiläum des Gemeindebediensteten im Jubiläumsjahr 1 Tag 

j) Elternsprechtage die unbedingt erforderliche Zeit, höchstens jedoch 1 Tag 

gewährt werden. 

(2) Das Gesamtausmaß der nach lit. a bis j gewährten Sonderurlaube darf jedoch 8 Tage pro Jahr nicht 
überschreiten. 
(3) Die Voraussetzungen für die Gewährung der bezahlten Sonderurlaube sind durch Beibringen der 
entsprechenden Urkunden bzw. Bescheinigungen nachzuweisen. Die Sonderurlaube sind unmittelbar zum 
Anlassfall zu konsumieren. 
 
 

§ 10 
Dienstfreie Tage 

 
(1) An den nachstehend angeführten Tagen wird den Gemeindebediensteten dienstfrei gegeben: 
a) Faschingsdienstag nach 4 Stunden Dienstzeit 
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b) Karfreitag nach 4 Stunden Dienstzeit 

c) Allerseelen nach 4 Stunden Dienstzeit 

(2) Teilzeitbeschäftigte haben an diesen Tagen ihre vorgeschriebene Dienstzeit nur im entsprechenden Teil 
zu erbringen. 
(3) Die Feststellung ob und in welchem Ausmaß an diesen Tagen Anwesenheitsdienst zu leisten ist, trifft der 
Bürgermeister. 
 
 

VI Schlussbestimmungen 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Mit Inkrafttreten dieser Nebengebührenordnung treten alle bisherigen Regelungen über Zulagen und 
Nebengebühren außer Kraft. 
 
Diese Nebengebührenordnung für die Bediensteten nach dem GVBG bzw. der GBDO tritt mit 1. Mai 2025 in 
Kraft. 
 
 
Des Weiteren möge der Gemeinderat folgende Nebengebührenordnung für die 
Bediensteten nach dem NÖ GBedG 2025 der Marktgemeinde Karlstein an der 
Thaya beschließen: 
 

I Anwendungsbereich und Anspruchsberechtigung 
 

§ 1 
Anwendungsbereich 

 
Diese Vorschrift findet Anwendung auf die in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis nach dem NÖ Gemeinde-
Bediensteten Gesetz 2025 (NÖ GBedG 2025) in der derzeit geltenden Fassung, zur Marktgemeinde Karlstein an 
der Thaya und ihrer Betriebe und Unternehmungen stehenden Vertragsbedienstete. 
 
 

§ 2 
Anspruchsberechtigung 

 
(4) Den Gemeindebediensteten gebühren außer den ihnen aufgrund der bestehenden Bestimmungen des 
NÖ GBedG 2025 zustehenden Bezügen, die in dieser Nebengebührenordnung festgesetzten Nebengebühren. 
 
(5) Teilzeitbeschäftigte erhalten, sofern gesetzliche Bestimmungen keine andere Regelung vorsehen, die 
Nebengebühren nur im Verhältnis ihrer Beschäftigung zur Vollbeschäftigung. 
 
 

II Zulagen 
 

§ 3 
Personalzulagen 

 
Der leitende Gemeindebedienstete erhält auf die Dauer der Innehabung dieses Postens eine Personalzulage von 
1,0% seines jeweiligen Monatsentgelts. 

 
 

§ 4 
Qualitative Leistungszulage 

 
Der Klärwärter erhält für die Dauer der Innehabung seines Amtes eine monatliche Sonderzulage von 14% des 
Monatsentgelts eines Gemeindebediensteten der Verwendungsgruppe V2 Entlohnungsstufe 2. Der Stellvertreter 
des Klärwärters erhält diese Zulage im Ausmaß 1/30 pro Tag für die Zeit der tatsächlichen Vertretung. In dieser 
Zulage ist die Rufbereitschaft in den Nachtstunden und an Wochenenden abgegolten. 
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III Sonderurlaub und dienstfreie Tage 
 

§ 5 
Sonderurlaub 

 
(4) Den Gemeindebediensteten können über Ansuchen gem. § 47 Abs. 1 NÖ GBedG 2025 folgende 
Sonderurlaube mit Bezügen bis zu einem Höchstmaß von 
k) bei Verehelichung des Gemeindebediensteten 3 Tage 

l) bei der Niederkunft der Gattin bzw. Lebensgefährtin im eigenen Haushalt 3 Tage 

m) Beim Tode des Gatten, der Gattin, Kindern, Eltern und Schwiegereltern 3 Tage 

n) Beim Tode der eigenen Großeltern oder Geschwistern 1 Tag 

o) beim Wohnungswechsel mit eigenem Hausstand 2 Tage 

p) bei Eheschließung der Kinder, Geschwister und Eltern 1 Tag 

q) bei Silberner Hochzeit des Gemeindebediensteten 1 Tag 

r) bei 25-jährigem Dienstjubiläum des Gemeindebediensteten im Jubiläumsjahr 1 Tag 

s) bei 35-jährigem Dienstjubiläum des Gemeindebediensteten im Jubiläumsjahr 1 Tag 

t) Elternsprechtage die unbedingt erforderliche Zeit, höchstens jedoch 1 Tag 

gewährt werden. 

(5) Das Gesamtausmaß der nach lit. a bis j gewährten Sonderurlaube darf jedoch 8 Tage pro Jahr nicht 
überschreiten. 
(6) Die Voraussetzungen für die Gewährung der bezahlten Sonderurlaube sind durch Beibringen der 
entsprechenden Urkunden bzw. Bescheinigungen nachzuweisen. Die Sonderurlaube sind unmittelbar zum 
Anlassfall zu konsumieren. 
 

VI Schlussbestimmungen 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Diese Nebengebührenordnung für Bedienstete nach dem NÖ GBedG 2025 tritt mit  
1. Mai 2025 in Kraft. 
 
 
Beschluss: einstimmige Annahme 
 
 

12. Ehrungen ausgeschiedener Gemeindemandatare 

Die aus dem Gemeinderat ausgeschiedenen Mitglieder sollen entsprechend den 
Ehrungen von in Vorperioden ausgeschiedenen Gemeinderäten und 
Ortsvorstehern geehrt werden. 
 
Ausgeschiedene Vizebürgermeister und Gemeindevorstandsmitglieder sollen den 
Ehrenring der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya erhalten. 
Ausgeschiedene Gemeinderatsmitglieder und Ortsvorsteher sollen das 
Ehrenzeichen der Marktgemeinde Karlstein an der Thaya erhalten 




